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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 31.12.2009
HANS HIRTER

Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Gesellschaftsrecht

Der Standerat befasste sich als erster mit der Teilrevision der Vorschriften im
Obligationenrecht iliber die Rechnungslegung in Unternehmen und gleichzeitig auch
mit der vom Kleinunternehmer Thomas Minder 2007 eingereichten so genannten
~Abzockerinitiative®. Der Bundesrat hatte im Vorjahr die Teilrevision des OR um
Bestimmungen Uber die Rechte der Aktionare von bérsenkotierten Aktiengesellschaften
bei der Festlegung der Managementsentschadigungen erganzt. Damit sollte sie einen
indirekten Gegenvorschlag zur Volksinitiative bilden. Um die parlamentarischen
Beratungen zu beschleunigen und der Initiative fristgerecht einen Gegenvorschlag
gegenlber zu stellen, beschloss der Sténderat, die Bestimmungen Uber die
Rechnungslegung herauszuldsen und spater separat zu behandeln (siehe unten). In der
Eintretensdebatte stellte sich nur Savary (sp, VD) eindeutig hinter die
~Abzockerinitiative®. Andere Abgeordnete der SP (Fetz, BS und Leuenberger, SO) und
der SVP (Reimann, AG und Jenny, GL) behielten sich vor, diese in der Volksabstimmung
zu unterstitzen, falls die Aktionarsstellung mit dem Gegenvorschlag nicht klar
verbessert werde. Der Standerat empfahl mit 26 zu 10 Stimmen die Abzockerinitiative
zur Ablehnung.

nzz

Dass aber in Bezug auf die Festlegung der Managerentschadigungen der Staat aktiv
werden muss war unbestritten. Ein Nichteintretensantrag zur OR-Teilrevision wurde
nicht gestellt. In der Detailberatung hielt sich der Standerat weitgehend an die
Regierungsvorschléage. Die vom  Bundesrat beantragte  Abschaffung des
Depotstimmrechts akzeptierte er zwar, fuhrte aber mit dem ,Nominee-Modell® eine
neue Stellvertretung fir nicht ins Register eingetragene Aktionare durch die Depot-
Banken ein. Schweiger (fdp, ZG) begrindete dieses Modell damit, dass es die
Stimmbeteiligung erhdéhe und damit den Einfluss von Minderheitsaktiondren
einschréanke. Die vom Bundesrat vorgeschlagene einjahrige Amtsdauer von
Verwaltungsraten, wie sie auch die Volksinitiative vorsieht, lehnte der Standerat ab, da
eine jahrliche Wiederwahl durch die Aktionarsversammlung die Ausrichtung an
kurzfristigen Erfolgsstrategien fordern wirde. Er legte sie deshalb auf drei Jahre fest. Er
kam der Abzockerinitiative aber auch etwas entgegen, indem er bdrsenkotierten
Gesellschaften vorschrieb, dass der Verwaltungsratsprasident zwingend durch die
Aktionédre gewéahlt werden muss. Der Bundesrat hatte den Entscheid Uber das
Wahlgremium wie bisher den einzelnen Gesellschaften Uberlassen wollen. Bei
borsenkotierten Gesellschaften wird in  Zukunft die Generalversammlung die
Gesamthohe der Entschadigungen fir Verwaltungsrate genehmigen, und diese mussen
einzeln ausgewiesen werden. Ein Antrag der Kommission, dass neben der
Gesamtsumme der Entschadigung der Geschéftsleitung (Management) nicht nur der
Betrag flr den bestbezahlten, sondern flr alle Manager individuell ausgewiesen werden
muss, fand jedoch keine Mehrheit. Auch das von der Kommission beantragte und auch
in der Volksinitiative enthaltene Verbot von Abgangsentschadigungen fur
Spitzenmanager lehnte er ab. Der Standerat machte zusatzlich einige Anderungen
zugunsten von KMU, indem er nicht borsenkotierte Aktiengesellschaften von einigen
Transparenzvorschriften gegenlber Minderheitsaktionaren befreite. Vor der
Gesamtabstimmung, die mit 26 zu 8 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) ausging, erklarten
sich Vertreter der SP, aber auch Stadler (cvp, UR), enttéduscht Gber diesen ,zahnlosen™
und in ihren Augen absolut ungentigenden Gegenvorschlag zur ,Abzockerinitiative™.'

1) AB SR, 2009, S. 601 ff., 643 ff., 699 ff. und 719 (Entscheid zur Volksinitiative); Presse vom 10.-12.6.09. Siehe SPJ 2008, S.
103.
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